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Europäische Union. Welchen Ordnungsrahmen braucht Europa? Reicht die 
Währungsunion oder muss sich Europa stärker zur Fiskalunion entwickeln? 
Markus Demary, Volkswirt beim Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW), 
versuchte auf einem Symposium eine Antwort zu geben.

Volkswirt fest. „Selbst Länder, die 
früher einmal hohe Inflationsraten 
hatten, haben es vor ihrem Beitritt 
zur Eurozone geschafft, die Preise in 
den Griff zu bekommen.“

Ähnliches konstatiert Demary für 
den Außenwert des Euro gegenüber 

Pfund, Dollar und Yen. Der Euro 
schwanke kaum noch, was das Ver-
trauen in ihn belege (Grafik Seite 2).

Der IW-Wissenschaftler verortet 
das Problem der Eurozone an ande-
rer Stelle – in der Verzahnung aus 
Bankenkrise, Staatsschuldenkrise 
und makroökonomischer Krise: 
„Wenn Staaten ein höheres Insol-
venzrisiko haben, haben kurz darauf 
auch Banken ein höheres Insolvenz-
risiko, weil sie Staatsanleihen halten. 
Und weil dann Banken ein höheres 
Insolvenzrisiko haben, steigt wieder 
das Insolvenzrisiko der Staaten. Das 
ist fast wie ein Perpetuum mobile.“ 

Für Markus Demary ist der Kern 
der Krise also nicht der Euro, son-
dern die enge Verflechtung von 
Bank- und Staatsschulden. Damit 
Bankenkrisen in Zukunft nicht mehr 
die Steuerzahler belasten, plädiert 
der Geldexperte für eine Banken
union, also eine gemeinsame Ban-
kenaufsicht und eine gemeinsame 
Abwicklungsbehörde. Genau das 
haben die EU-Finanzminister jetzt 
auf den Weg gebracht. Das sei ein 
Schritt in die richtige Richtung, 

Immobilienmarkt. Eine Preis-
bremse soll Mieterhöhungen in 
Ballungsräumen begrenzen. Für 
einkommensschwache Mieter wird 
es dadurch noch schwieriger, eine 
bezahlbare Wohnung zu finden.	
Seite 3

IW-Verbandsumfrage. Die 
Wirtschaftsverbände sehen 
2014 optimistisch entgegen – 
und erwarten bessere 
Geschäfte und höhere 
Investitionen als 2013. 
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Verteilungsdebatte. Die 
meisten Bundesbürger sehen 
die Einkommensunterschiede 
in Deutschland kritisch, 
bewerten ihre eigene Lage 
aber positiv. 	
Seite 6-7

Familienunternehmen. Nicht 
nur den Mittelstand beherr-
schen familieneigene Betriebe, 
auch Tausende von Großunter-
nehmen sind in Familienhand 
– vor allem in der Industrie. 	
Seite 8

Die Krise in Europa ist keine 
Krise des Euro, da ist sich IW-Volks-
wirt Markus Demary sicher. Denn 
der Innenwert des Euro sei selbst in 
der Krise stabil geblieben (Grafik). 
„Wir leben in einem Zeitalter nied-
riger Inflationsraten“, stellt der 
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Euroraum: 17 Länder; Quelle: Eurostat

Euro: Stabile Preise
Verbraucherpreis-Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent
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hat, komme ja nicht von ungefähr, 
meint Demary. Das habe damit zu 
tun, dass in Spanien die Immobili-
enpreisblase geplatzt ist, was zu einer 
Bankenkrise geführt hat und in eine 
Rezession mündete. „Aber die Im-
mobilienpreisblase ist unter nationa-
ler Politik entstanden und nicht 
durch europäische Politik.“

Für den IW-Ökonomen ist auch 
klar, dass das Problem der Krisen-
länder nicht in fehlenden Versiche-
rungsmechanismen besteht. Viel-
mehr mangele es an politischer Weit-
sicht und an Standortqualität. So 
kommt z.B. Griechenland in einem 
Index, bei dem der Durchschnitt von 
45 Industrieländern den Wert 100 
hat, im Bereich der Infrastruktur nur 
auf 74 und beim Humankapital auf 
70 Punkte. „Die Krisenstaaten müs-
sen selbst den schmerzlichen Weg 
der Reformen gehen, das kann ihnen 
Europa nicht abnehmen.“

Dass Europa eine Zentralregie-
rung bekommt, also zu einer politi-
schen Union zusammenwächst, in 
der die Länder mehr und mehr Ver-
antwortung an Europa abgeben, 
sieht Demary nicht.

Er plädiert deshalb dafür, einen 
Schritt nach dem anderen zu gehen. 
Wichtig ist ihm, dass die nationalen 
Schuldenbremsen eingehalten und 
Banken resistent gegen Staatsschul-
denkrisen gemacht werden. Das 
gehe aber nur, wenn Banken Staats-
anleihen, die sie kaufen, mit genug 
Eigenkapital unterlegen müssen. 
Das aber sei bislang nicht vorgese-
hen, bemängelt Demary.

der IW-Ökonom. „Wenn Gläubiger 
Verluste erwarten, verlangen sie von 
diesen Staaten entsprechende Risi-
koprämien, und das befördert die 
Haushaltsdisziplin.“ Und:

Gemeinschaftsanleihen sind der 
falsche Weg, weil sie beim Zinssatz 
alle Länder gleich behandeln.

Eine Fiskalunion kommt für den 
IW-Experten ebenfalls nicht infrage. 
Dann würden Staaten, die sich in 
einer Rezession befinden und des-
halb weniger Steuereinnahmen und 
mehr Arbeitslose haben, von ande-
ren unterstützt. Weil aber die Euro-
zone keine zentrale Regierung hat, 
würde eine solche Fiskalunion letzt-
lich nur Anreize für eine nachlässige 
Wirtschaftspolitik der National-
staaten setzen.

Dass Spanien neben Griechen-
land mit 27 Prozent die höchste 
Arbeitslosenquote in der Eurozone 

sagt Demary, und auch eine gute 
Erweiterung der Währungsunion.

Ein weiteres Problem sieht der 
Wissenschaftler in den überbor-
denden Staatsschulden, ein Phäno-
men, das es laut Stabilitäts- und 
Wachstumspakt nicht geben sollte: 
Die Schuldenquote dürfte nicht 
mehr als 60 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts betragen, das Haus-
haltsdefizit nicht mehr als 3 Prozent.

Heute halten nur noch drei Euro-
länder die Defizitkriterien ein. 
Deutschland und weitere 14 Staaten 
verletzen die Schuldenregeln.

Deshalb müssen künftig die Fis-
kalregeln wieder durchgesetzt wer-
den, fordert Demary. „Der Weg des 
Fiskalpakts, den 16 EU-Staaten An-
fang 2013 geschlossen haben, geht 
schon in die richtige Richtung. Denn 
der Pakt sieht bei Verstößen Straf-
zahlungen vor.“

Gleichzeitig muss die Marktdiszi-
plin gestärkt werden, verlangt De-
mary. „Die Märkte sollten wissen, 
dass ein Land nicht für die Schulden 
eines anderen aufkommt.“ Deshalb 
müssen Länder mit nicht tragfähigen 
Staatsschulden auf  den Märkten 
wieder höhere Zinsen zahlen, fordert 
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Ursprungsdaten: Eurostat

Euro: Stabiler Außenwert
Wechselkurse gegenüber Euro, Januar 2007 = 100 

Im Januar 2007 bekam man für 100 Euro
rund 66 Pfund, im Oktober 2013 waren es
knapp 85 Pfund. Der Kurs des Euro gegen-
über dem Pfund ist also um 28 Prozent 
gestiegen. Auf diesem Level bewegt er
sich aber schon seit fünf Jahren.
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Mietpreisbremse wird zum Bumerang

Immobilienmarkt. Mit der Mietpreis-
bremse will die Politik Mieterhöhungen 
in den Ballungsräumen begrenzen. Das 
Vorhaben wird nach hinten losgehen 
und es einkommensschwachen Mie-
tern noch schwerer machen, eine be-
zahlbare Wohnung zu finden.

Das Wort Mietpreisbremse 
kommt im Koalitionsvertrag zwar 
kein Mal vor, doch es beschreibt 
treffend, was die Große Koalition 
vorhat: Bei Wiedervermietungen sol-
len die Mieten die ortsübliche Ver-
gleichsmiete lediglich um höchstens 
10 Prozent überschreiten dürfen – 
Erstmieten in Neubauten und Mie-
ten nach umfangreichen Moderni-
sierungen ausgenommen.

Doch schon die Idee, Neubauten 
auszuklammern, um Investoren bei 
Laune zu halten, zeigt das fehlende 
Marktverständnis der Politik. Auf-
grund der besseren Qualität eines 
Neubaus wird die ortsübliche Ver-
gleichsmiete in der Regel deutlich 
überschritten. Wenn Investoren aber 
davon ausgehen müssen, dass sie 
nach der Erstvermietung die Mieten 
jahrelang nicht anpassen können, 
werden sie die Erstmiete entspre-

chend hoch ansetzen. Da sich im 
Markt jedoch nicht jede Preissteige-
rung durchsetzen lässt, wird die 
Neubautätigkeit zurückgehen. 
Schlimmer noch:

Alle internationalen Erfahrungen 
zeigen, dass sich Mietpreisbremsen 
und andere staatliche Eingriffe letzt-
lich gegen jene wenden, die eigentlich 
geschützt werden sollen – die Mieter.

Denn die Vermieter werden die 
Preisbremse umgehen, zum Beispiel 
durch hohe Abstandszahlungen für 
Küchen oder eine entsprechende 
Verteuerung des Stellplatzes. Gerade 
einkommensschwächere Mieter kön-
nen sich das aber oft nicht leisten – 
und gehen bei der Wohnungssuche 
im Zweifel noch öfter leer aus.

Zudem werden einige Vermieter 
ihre Wohnungen und Häuser auf-
grund der Preisbremse lieber verkau-
fen. Spanien und Großbritannien 
etwa haben mit 80 bzw. 70 Prozent 
nicht zuletzt deshalb höhere Wohnei-
gentumsquoten als Deutschland, 
weil die Vermieter dort mit sehr re-
striktiven Mietpreiskappungen aus 
dem Markt gedrängt wurden.

Wie stark sich die Mietpreisbrem-
se konkret auswirkt, hängt vor allem 

davon ab, wie die ortsübliche Ver-
gleichsmiete festgelegt wird. Je stär-
ker der Mietpreisspiegel zwischen 
verschiedenen Lagen und Qualitäten 
differenziert und je aktueller die Da-
ten sind, desto weniger restriktiv 
wirkt die Mietpreisbremse.

Allerdings fließen in die heutigen 
Mietpreisspiegel typischerweise die 
Daten der vergangenen vier Jahre ein 
und es wird wenig differenziert – so-
dass auch eine moderate Anpassung 
der Mieten gegen die Mietpreis-
bremse verstoßen kann. Zudem for-
dern einige Politiker sogar, die Daten 
der vergangenen zehn Jahre zu be-
rücksichtigen – dadurch würde der 
aktuelle Markt überhaupt nicht 
mehr wiedergegeben.

Apropos Markt: Ein Blick auf die 
14 größten Städte zeigt, dass sich die 
Mieten in den vergangenen drei Jah-
ren eher moderat erhöht haben (Gra-
fik). Zwar gibt es auch Großstädte, 
in denen die Mieten deutlich stärker 
gestiegen sind als die Verbraucher-
preise, so vor allem in Berlin und 
Nürnberg. In den meisten Städten 
hielt sich der Aufschlag bei Wieder-
vermietungen aber in normalen 
Grenzen. 
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Ursprungsdaten: F+B Forschung und Beratung für Wohnen, Immobilien und Umwelt

Mieten steigen meist moderat
Um so viel Prozent stiegen die Mieten

bei Wiedervermietung zwischen dem 3. Quartal 2010
und dem 3. Quartal 2013
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•	 Finanzsektor. Die einzelnen Ver-
bände beurteilen ihre Aussichten 
recht unterschiedlich. So blicken die 
Unternehmen im Bereich Leasing 
mit Vorfreude auf 2014 – nicht zu-
letzt die Expansion des Leasings 
mobiler Investitionsgüter wie Com-
putersoftware dürfte dazu führen, 
dass die Geschäfte der Branche deut-
lich besser laufen als zuletzt. Dage-
gen sind die Volksbanken eher pes-
simistisch, unter anderem weil die 
niedrigen Zinsen ihre Margen 
schmälern. Zudem wird die Finanz-
branche als Ganzes 2014 zwar mehr 
investieren als 2013, dennoch gehen 
drei der sechs Verbände von einem 
Beschäftigungsrückgang aus.

•	 Maschinenbau. Die Unternehmen 
dieser Branche sind zuversichtlich: 
Wichtige Märkte wie China und die 
USA bieten gute Wachstumschan-
cen, und auch die Exporte nach 
Europa dürften wieder zulegen, 
wenn auch von einem bescheidenen 
Niveau aus. Die wichtigsten Impulse 
kommen allerdings aus dem Inlands-
geschäft – dass die Firmen in ande-
ren Wirtschaftsbereichen einigen 
Nachholbedarf an Investitionsgü-
tern haben, kommt gerade den Ma-
schinen- und Anlagenbauern zugute.

•	 Bauindustrie. Vor allem weil die 
Bürger angesichts günstiger Kredite 
weiterhin auf das Eigenheim setzen, 
rechnet die Baubranche 2014 mit 
besseren Geschäftsergebnissen. Mit-
telfristig sind die Erwartungen aller-
dings eher verhalten.

IW-Verbandsumfrage 2014. Die deutschen Wirtschaftsverbände sehen dem 
neuen Jahr überwiegend zuversichtlich entgegen. Für ihre Mitgliedsunterneh-
men erwarten die meisten bessere Geschäfte und auch etwas höhere Investi-
tionen als 2013.

Ausgeprägter Optimismus

Der Aufwärtstrend in der deut-
schen Wirtschaft ist nicht zu überse-
hen – 26 von 48 Verbänden, die das 
Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) befragt hat, berichten 
zum Jahreswechsel 2013/2014 von 
einer besseren Stimmung in ihren 
Unternehmen als ein Jahr zuvor (Ta-
bleau). Nur in sieben Bereichen hat 
sich die Laune verschlechtert.

Beim Blick nach vorn hellen sich 
die Mienen sogar noch weiter auf:

In 34 von 48 Wirtschaftszweigen 
rechnen die Unternehmen für 2014 
mit einem Produktions- bzw. Umsatz-
zuwachs gegenüber 2013.

Maßgeblich für diesen Optimis-
mus dürfte sein, dass die Inlands-
konjunktur robust ist und im Euro-
raum viele Zeichen auf Besserung 
stehen. Daran ändern auch schwä-
chere Wachstumsimpulse aus den 
Schwellenländern Asiens und Süd
amerikas sowie der unklare Kurs der 
deutschen Energiepolitik nur wenig.

Daher werden die Betriebe in den 
meisten Wirtschaftssparten 2014 
wohl zumindest in gleichem Maße 
investieren wie im vergangenen Jahr.

In immerhin 16 Branchen dürften 
die Unternehmen ihr Investitionsbud-
get sogar aufstocken.

Ein großes Beschäftigungsplus ist 
damit aber nicht verbunden – die 
Zahl der Branchen, die einen Perso-
nalaufbau bzw. -abbau erwarten, 
hält sich mit jeweils zehn die Waage.

Die Perspektiven einiger wichtiger 
Wirtschaftsbereiche im Einzelnen:
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IW-Verbandsumfrage 2014 1.Wie ist nach Ihrer Einschätzung
die allgemeine Stimmungslage
in den Unternehmen Ihres
Wirtschaftszweigs gegenüber
dem Jahreswechsel 2012/2013?

2.Welches Produktions-, preisbereinigtes
Umsatz- bzw. Geschäftsergebnis
erwartet Ihr Wirtschaftszweig für 2014
im Vergleich zu 2013?

3.Wie werden sich die
Investitionen 2014
im Vergleich zu 2013
in Ihrem Wirtschaftszweig
voraussichtlich entwickeln?

mehr
werden

gleich
bleiben

weniger
werden

besser genauso schlechter

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.

10.
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.
20.
21.
22.
23.
24.
25.
26.
27.
28.
29.
30.
31.
32.
33.
34.
35.
36.
37.
38.
39.
40.
41.
42.
43.
44.
45.
46.
47.
48.

Bergbau
Energie- und Wasserwirtschaft
Mineralölverarbeitung
Steine-und-Erden-Industrie
Eisen- und Stahlindustrie
NE-Metallindustrie
Gießereien
Chemische Industrie
Forschende Pharmaunternehmen
Gummiverarbeitung
Stahl- und Metallverarbeitung
Maschinen- und Anlagenbau
Automobilindustrie
Luft- und Raumfahrzeugbau
Schiffbau und Meerestechnik
Elektroindustrie
Feinmechanik und Optik
Keramische Industrie
Glasindustrie
Holzverarbeitung
Kunststoffverarbeitung
Papierverarbeitung
Papierfabriken
Lederindustrie
Druckindustrie
Textil- und Modeindustrie
Ernährungsindustrie
Bauindustrie
Baugewerbe
Handwerk
Entsorgungswirtschaft
Groß- und Außenhandel
HDE-Einzelhandel
Speditionen
Banken
Sparkassen
Volksbanken
Investment
Leasing
Versicherungswirtschaft
Gastgewerbe
Zeitschriftenverlage
Tourismus
Informationswirtschaft
Messewirtschaft
Werbewirtschaft
Immobilien
Markenverband

4.Wie wird sich die Zahl
der Beschäftigten 2014
im Vergleich zu 2013
in Ihrem Wirtschaftszweig
voraussichtlich entwickeln? 

mehr
werden

gleich
bleiben

weniger
werden

wesent-
lich
höher

etwas
höher

gleich-
blei-
bend

etwas
nied-
riger

wesent-
lich
niedriger

Insgesamt 26 15 7 1 33 10 4 0 16 25 6 10 28 10
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Knapp ein Drittel der Befragten 
denkt, die deutsche Gesellschaft glei-
che einer Pyramide – mit wenigen 
Menschen am oberen Ende der Ein-
kommensskala, einer etwas größeren 
Mittelschicht und den meisten Men-
schen unten.

Ein weiteres Fünftel meint, dass 
es praktisch keine Mittelschicht gibt, 
sondern die große Masse der Bevöl-
kerung am unteren Ende der Gesell-
schaft lebt (Typ A). Das heißt:

Mehr als die Hälfte der Bundes-
bürger sind der Überzeugung, in 
Deutschland gehöre der Großteil der 
Bevölkerung zum unteren Bereich der 
Gesellschaft.

Bei Befragten mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen ist die Zu-
stimmung für das Pyramidenmodell 

Maßgeblich für die Beurteilung 
der Gerechtigkeit sind offensichtlich 
nicht die objektiven Fakten, sondern 
vielmehr subjektiv geprägte Wahr-
nehmungen über die Verteilungsver-
hältnisse in der Gesellschaft, das 
zeigt eine repräsentative Studie des 
Sozio-oekonomischen Panels. Dazu 
haben sich im Sommer 2011 mehr 
als 1.000 Personen Diagramme mit 
idealtypischen Gesellschaftsformen 
angesehen (Grafik). Die Teilnehmer 
sollten einschätzen, welches Bild am 
ehesten der Gesellschaftsform in 
Deutschland entspricht. Der größte 
Teil entschied sich für Antwort B:

Verteilungsdebatte. Deutschland paradox: Während die Mehrheit der Bun-
desbürger die Einkommens- und Statusunterschiede im Lande kritisch sieht, 
bewerten die meisten ihre persönliche Lage als positiv. 

Eigentlich ist die wirtschaftliche 
Situation in Deutschland sehr gut, 
von den meisten europäischen Nach-
barn werden wir jedenfalls beneidet. 
Auch die Entwicklung der Ungleich-
heit lässt nach einem Anstieg um die 
Jahrtausendwende wieder optimi-
stisch in die Zukunft blicken.

Trotz der guten Wirtschaftslage 
und Aussichten war der Bundestags-
wahlkampf aber von einer heftigen 
Verteilungsdebatte geprägt. Min-
destlohn, Mütterrente, Rente mit 63 
– auch der Koalitionsvertrag wird 
von Gerechtigkeits- und Verteilungs-
themen beherrscht. Doch warum?
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Pretest-Befragung von 1.030 Bundesbürgern im Jahr 2011
Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Stand: 2012
Quelle: Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften (ALLBUS)
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schicht-Gesellschaft ist. In Relation 
zum Medianeinkommen – die eine 
Hälfte der Bevölkerung hat mehr, die 
andere weniger Geld zur Verfügung 
– lässt sich die Einkommensvertei-
lung in Schichten darstellen.

Gemäß der Definition des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft Köln 
gehören Personen mit einem Ein-
kommen von 80 bis 150 Prozent des 
Medianeinkommens zur klassischen 
Einkommensmitte (vgl. iwd 30/2013) 
– für einen Alleinstehenden war das 
2011 zum Beispiel bei monatlich 
1.313 bis 2.462 Euro netto der Fall. 
Insgesamt gehört so gesehen rund 
die Hälfte der Bundesbürger zur 
Mitte. Etwa 30 Prozent der Deut-
schen haben geringere Einkommen, 
weitere 16 Prozent bilden die ein-
kommensstarke Mitte darüber. 
Nicht einmal 4 Prozent der Bevölke-
rung gehören zu den Einkommens-
reichen – bei einem Single sind das 
netto mehr als 4.100 Euro im Monat.

Über die genaue Einteilung der 
Mittelschicht lässt sich zwar streiten 
– alle Abgrenzungen und Studien 
haben aber einen Punkt gemeinsam: 
Die meisten Bundesbürger gehören 
der Mittelschicht an.

Bildlich entspricht die Einkom-
mensverteilung in Deutschland eher 
einem Tannenbaum als einer Pyrami-
de – mit lediglich wenigen Menschen 
ganz unten und einer breiten Mittel-
schicht.

Dass die Deutschen ihre persön-
liche Situation als besser einschätzen 
als die Gesamtsituation, ist aller-
dings kein neues Phänomen in der 
empirischen Sozialforschung – es 
hängt aber stark von der kulturellen 
Prägung ab. In den USA beispiels-
weise sieht die Bevölkerung die Ver-
teilung wesentlich optimistischer, als 
es die Fakten zur Einkommensver-
teilung nahelegen.

10 Prozent, die sich in die obere 
Mittelschicht eingruppieren.

Dieses – vollkommen andere – 
Bild der Gesellschaftsstruktur in 
Deutschland bestätigt sich, wenn 
sich die Bundesbürger nicht nach 
Einkommen, sondern in eine Hierar-
chie einordnen (Grafik):

Nahezu 80 Prozent der befragten 
Bundesbürger sehen sich in der oberen 
Hälfte einer zehnstufigen Oben-Un-
ten-Skala.

Die Verteilung der Antworten äh-
nelt auffällig stark Typ D der Gesell-
schaftsformen. Diesen haben gerade 
einmal 20 Prozent der Bevölkerung 
als zutreffend gewählt. Diese opti
mistische Selbsteinschätzung zeigt 
sich auch in anderen Studien: In der 
Studie des Sozio-oekonomischen 
Panels haben knapp 60 Prozent der 
Befragten ihren materiellen Lebens-
standard als durchschnittlich ange-
geben. Rund ein Viertel schätzt seine 
Situation sogar als eher besser oder 
sehr viel besser ein. Nur 15 Prozent 
sehen sich eher schlechter als der 
Durchschnitt und lediglich 2 Prozent 
sehr viel schlechter.

Die Einschätzung der Bundesbür-
ger ist also ziemlich widersprüchlich: 
Die Menschen vermuten eine unglei-
che Gesellschaftsstruktur in 
Deutschland, ihre eigene Lage aber 
bewerten sie wesentlich besser. Und 
das spiegelt sich auch in der Beurtei-
lung der wirtschaftlichen Lage 
Deutschlands wider:

In der aktuellen ALLBUS sehen 
60 Prozent der Befragten ihre eigene 
wirtschaftliche Lage als gut oder so-
gar sehr gut an. Bei der Bewertung 
der „Lage der Nation“ tun dies aber 
lediglich 43 Prozent.

Auch ein Blick auf die tatsächli-
che Verteilung der Einkommen in 
Deutschland zeigt, dass die bundes-
deutsche Gesellschaft eine Mittel-

(Typ B) mit knapp 40 Prozent noch 
höher. Diejenigen mit einem ver-
gleichsweise hohen Haushaltsnetto-
einkommen von monatlich über 
3.500 Euro sehen mehr Menschen in 
der Mitte der Bevölkerung – jeweils 
30 Prozent der Befragten aus dieser 
Gruppe entschieden sich für Typ B 
oder C. Im Klartext:

Obwohl das typische Mittel-
schichtsmodell (Typ D) in Deutsch-
land gemeinhin als Idealmodell gilt, 
sind nur sehr wenige Bundesbürger 
der Meinung, dass dieses Modell tat-
sächlich zutrifft.

Fragt man die Deutschen dage-
gen, wo sie sich selbst finanziell ein-
ordnen, sehen sich laut der Allgemei-
nen Bevölkerungsumfrage der Sozi-
alwissenschaften (ALLBUS) 2012 
mehr als 60 Prozent der Befragten 
als Mitglied der Mittelschicht – das 
ist der höchste Wert seit der Wieder-
vereinigung. Dazu kommen weitere 
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Familienunternehmen. Nicht nur im 
Mittelstand dominieren familieneigene 
Betriebe, auch in Tausenden von deut-
schen Großunternehmen hat die Fami-
lie das letzte Wort – sie tummeln sich 
vor allem in der Industrie.

Von zehn mittelständischen Un­
ternehmen in Deutschland sind 
mehr als neun eigentümergeführte 
Familienbetriebe. Das heißt, sie wur­
den entweder von der Elterngenera­
tion auf den jetzigen Eigner übertra­
gen oder sie stehen vor einem Gene­
rationenwechsel innerhalb der Ver­
wandtschaft. Insgesamt gibt es in der 
Bundesrepublik rund 3,4 Millionen 
kleinere Familienunternehmen – 
also Einzelunternehmen, Personen­
gesellschaften und GmbHs in Fami­
lienbesitz, die weniger als 500 Mit­
arbeiter beschäftigen und maximal 
50 Millionen Euro im Jahr umsetzen.

Eine ganze Reihe familienge­
führter Firmen sprengt allerdings 
diesen Rahmen – man denke nur an 

Schwergewichte wie Haribo, Trumpf 
oder Melitta. Das Institut für Mit­
telstandsforschung Bonn hat im 
Auftrag des Bundesverbands der 
Deutschen Industrie (BDI) ermittelt, 
wie viele Unternehmen es davon in 
der Bundesrepublik derzeit gibt:

In Deutschland existieren rund 
4.500 Familienunternehmen, die mehr 
als 50 Millionen Euro jährlich umset-
zen – und dies oft mit deutlich mehr 
als 500 Mitarbeitern.

Von Ausnahmen abgesehen – 
Meyra, der ehemalige europäische 
Marktführer für hochwertige Roll­
stühle aus Ostwestfalen, ist seit März 
2013 insolvent – agieren große Fa­
milienunternehmen sehr erfolgreich: 
Ihr Umsatz ist seit dem Krisenjahr 
2009 um durchschnittlich ein Viertel 
gestiegen. Nach zweistelligen Zu­
wächsen in den Jahren 2010 und 
2011 schwächelte das Umsatzplus im 
Jahr 2012 mit nur noch 3 Prozent 
jedoch deutlich, sodass auch die 
Gewinne nachgaben (Grafik).

Die meisten größeren deutschen 
Familienunternehmen – rund ein 
Drittel – findet man in der Industrie, 
weitere 16 Prozent sind Familienhol­
dings oder Managementgesellschaf­
ten, die überwiegend Industriebetei­
ligungen halten. Auch die 13 Prozent 
unternehmensnahe Dienstleister 
und Holdings arbeiten häufig der 
Industrie zu.

Ein Viertel der 4.500 umsatz­
starken deutschen Familienunter­
nehmen hat seinen Sitz in Nord­
rhein-Westfalen, ein Fünftel ist in 
Bayern ansässig. Die Hauptstadt  
des Family-Business liegt jedoch im 
Norden: 

In Hamburg wohnen 2,1 Prozent 
der Bevölkerung, beim Anteil der 
großen Familienunternehmen kommt 
die Hansestadt auf stolze 4,4 Prozent.

In Ostdeutschland gibt es insge­
samt nur rund 300 große Familien­
unternehmen.
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Eigenkapitalquote: Eigenkapital 
in Prozent der Bilanzsumme 
Quellen: BDI, Deutsche Bank

 

So viel Prozent der größten deutschen 
Familienunternehmen waren 2013 in diesen 
Wirtschaftsbereichen tätig

Befragung von 4.138 großen Familienunternehmen;
Holding: Muttergesellschaft, die Beteiligungen an anderen 
Unternehmen hält; Quellen: BDI, Deutsche Bank

Eigenkapital und Gewinnsituation
 Eigenkapital-

quote
Gewinn in Prozent 
des Umsatzes

2009 33,6 2,3

2010 34,5 3,4

2011 35,3 3,2

2012 36,5 2,8

31,6

12,1

16,1

12,7

27,5

 Industrie-
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Industrie

Handel

Sonstige

Holdings/
Unterneh-
mensnahe 
Dienstleister

Familienunternehmen: 
Meist in der 
Industrie tätig

Erfolgreiches 
Family-Business


